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Bericht über die Evaluierung der Einhaltung des Österreichischen Corporate Governance Kodex 
durch die voestalpine AG im Geschäftsjahr 2022/23 (ausgenommen die Regeln 77 – 83) 
 
 
Sehr geehrte Herren! 
 
Aufgrund der Notierung der Aktien der voestalpine AG auf dem Prime Market der Wiener Börse ist für 
den Vorstand und den Aufsichtsrat der Gesellschaft die Anwendung der Regeln des Österreichischen 
Corporate Governance Kodex 2023 („ÖCGK 2023“) verpflichtend. Gemäß Regel 62 des ÖCGK ist eine 
regelmäßige externe Evaluierung der Einhaltung des ÖCGK empfohlen. 
 
Die voestalpine AG folgt dieser Empfehlung, weshalb uns der Vorstand der voestalpine AG beauftragt 
hat, die Einhaltung der C-Regeln des ÖCGK 2023 durch die voestalpine AG im Geschäftsjahr 2022/23 
zu beurteilen („Evaluierung“). Ziel der Evaluierung ist es, der Öffentlichkeit ein Bild über die Einhaltung 
der Corporate Governance Grundsätze durch die voestalpine AG zu geben.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  
Die ordnungsgemäße Erstellung des Corporate Governance Berichts 2022/23 im Einklang mit dem 
ÖCGK 2023 liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft.  
 
Verantwortung des Prüfers 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Untersuchungshandlungen eine Beurteilung darüber 
abzugeben, ob uns Sachverhalte bekanntgeworden sind, die uns zu der Annahme veranlassen, dass 
der Corporate Governance Bericht in wesentlichen Belangen nicht mit dem ÖCGK 2023 übereinstimmt. 
 

An die Mitglieder des Vorstandes der 
voestalpine AG 
voestalpine-Straße 1 
4020 Linz 
 
 

 

  Wien, 26. Mai 2023 
 MK/jdu DW 2412 

mkrimmel@deloitte.at 
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Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der österreichischen berufsüblichen Grundsätze zu 
sonstigen Prüfungen (KFS/PG 13) durchgeführt. Danach haben wir unsere Berufspflichten 
einschließlich Vorschriften zur Unabhängigkeit einzuhalten und den Auftrag unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu planen und durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung mit 
einer begrenzten Sicherheit abgeben können.  
 
Bei einer Prüfung zur Erlangung einer begrenzten Sicherheit sind die durchgeführten 
Prüfungshandlungen im Vergleich zu einer Prüfung zur Erlangung einer hinreichenden Sicherheit 
weniger umfangreich, sodass dementsprechend eine geringere Sicherheit gewonnen wird. 
 
Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Prüfers und umfasste 
insbesondere folgende Tätigkeiten:  

 Befragung von Vertretern und Mitarbeitern der voestalpine AG 
 Stichprobenweise Einsicht in relevante Dokumente und Unterlagen (insbesondere Satzung der 

voestalpine AG, Geschäftsordnungen des Aufsichtsrates und des Vorstandes, 
Aufsichtsratsprotokolle, etc.), insoweit diese bzw. deren Inhalt mit Regeln des Kodex in 
Einklang stehen müssen 

 Durchsicht der Erklärungen zu den Abweichungen von „C-Regeln“ als Teil des Corporate 
Governance Berichts der voestalpine AG für das Geschäftsjahr 2022/23 und Untersuchung auf 
deren Übereinstimmung mit den Anforderungen des ÖCGK 2023 

 
Gegenstand unseres Auftrages ist weder eine Abschlussprüfung noch eine prüferische Durchsicht von 
Abschlüssen. Ebenso ist weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. 
von Unterschlagungen oder sonstigen Untreuehandlungen und Ordnungswidrigkeiten, noch die 
Beurteilung der Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung Gegenstand unseres 
Auftrages. 
 
Zusammenfassende Beurteilung 
Auf Basis unserer Prüfungshandlungen sind uns keine Sachverhalte bekanntgeworden, die uns zu der 
Annahme veranlassen, dass der Corporate Governance Bericht der Gesellschaft in wesentlichen 
Belangen nicht mit dem ÖCGK 2023 übereinstimmt. 
 
Da wir im Geschäftsjahr 2022/23 auch als Abschlussprüfer für die Gesellschaft tätig waren, umfasste 
die Prüfung auftragsgemäß nicht die Einhaltung der C-Regeln 77 – 83 des ÖCGK. 
 
Verwendungsbeschränkung 
Diese Prüfung dient dazu, Ihr Unternehmen beim Nachweis einer externen Evaluierung des Corporate 
Governance Berichts der voestalpine AG zu unterstützen. Unser Bericht über die Prüfung darf nur auf 
der Homepage der voestalpine AG veröffentlicht werden und ausschließlich unter der Bedingung 
weitergegeben werden, dass unsere Gesamtverantwortung Ihnen sowie jedem weiteren Empfänger, 
der den Bericht mit unserer Zustimmung erhält, gegenüber insgesamt auf den Betrag beschränkt ist, 
der sich aus den anliegenden „Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe“ 
(AAB 2018) ergibt. Eine auszugsweise Weitergabe des Berichts (zB von Beilagen zum Bericht) ist nicht 
gestattet. 
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Auftragsbedingungen 
Wir erstellen diesen Bericht auf Grundlage des mit Ihnen geschlossenen Auftrags, dem auch mit 
Wirkung gegenüber Dritten die diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe zugrunde liegen.  
 
Unsere Haftung ist auf Schadenersatzansprüche, die auf einem zumindest grob fahrlässigen Verhalten 
unsererseits beruhen, beschränkt. Eine Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen. Wir 
haften nicht für die Tätigkeit allfällig beigezogener externer Wirtschaftsprüfer oder Rechtsanwälte. 
Soweit Schadenersatzansprüche uns gegenüber nicht oder nicht mehr bestehen, sind auch Ansprüche 
aus einem anderen Rechtsgrund (z.B. Gewährleistung, Irrtum) ausgeschlossen.  
 
Soweit gesetzlich zulässig, ist unsere Haftung bei grober Fahrlässigkeit gegenüber der Gesellschaft und 
auch gegenüber Dritten (dies auch bei mehreren Anspruchsberechtigten oder Anspruchsgrundlagen), 
mit dem Gesamthaftungshöchstbetrag des Fünffachen des vereinnahmten Honorars (ausschließlich 
allfälliger Barauslagen und Spesen und ausschließlich der Umsatzsteuer) gegenüber der Gesellschaft 
und auch gegenüber Dritten (dies auch bei mehreren Anspruchsberechtigten oder 
Anspruchsgrundlagen), jedoch höchstens mit dem Zehnfachen der Mindestversicherungssumme der 
Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG) begrenzt. 
Schadenersatzansprüche sind auf den positiven Schaden beschränkt. Für entgangenen Gewinn haften 
wir nur bei Vorsatz oder krass grober Fahrlässigkeit, soweit gesetzlich zulässig. Wir haften nicht für 
unvorhersehbare oder untypische Schädigungen, mit denen wir nicht rechnen konnten. 
 
Wien, am 26. Mai 2023 
 

Deloitte Audit Wirtschaftsprüfungs GmbH 

Qualifiziert elektronisch signiert: 

  

Datum:  Datum:  

 

 
 
 
 
Beilagen 
Corporate Governance Bericht der voestalpine AG für 2022/23 
Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB 2018) 
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KONSOLIDIERTER  
CORPORATE GOVERNANCE-
BERICHT 2022/23

BEKENNTNIS ZUM  
ÖSTERREICHISCHEN CORPORATE 
GOVERNANCE-KODEX

Mit dem Österreichischen Corporate Governance-
Kodex wird inländischen Aktiengesellschaften ein 
Ordnungsrahmen für die Führung und Überwa-
chung des Unternehmens zur Verfügung gestellt. 
Der Kodex verfolgt das Ziel einer verantwortlichen, 
auf nachhaltige und langfristige Wertschaffung 
ausgerichteten Leitung und Kontrolle von Gesell-
schaften und Konzernen. Damit soll ein hohes 
Maß an Transparenz für alle Stakeholder:innen 
des Unternehmens erreicht werden.

Grundlage des Kodex sind die Vorschriften des 
österreichischen Aktien-, Börse- und Kapitalmarkt-
rechtes, die EU-Empfehlungen zu den Aufgaben 
der Aufsichtsratsmitglieder und zur Vergütung von 
Direktor:innen sowie in ihren Grundsätzen die 
OECD-Richtlinien für Corporate Governance. Der 
Kodex wurde seit 2002 mehrfach überarbeitet. 
Der vorliegende Corporate Governance-Bericht 

basiert auf dem Status der Kodex-Revision vom 
Jänner 2023.

»	Der Kodex ist unter  
	 www.corporate-governance.at  
	 öffentlich zugänglich.

Er erlangt Geltung durch freiwillige Selbstver
pflichtung der Unternehmen. Vorstand und Auf-
sichtsrat der voestalpine AG haben bereits im Jahr 
2003 beschlossen, den Corporate Governance-
Kodex anzuerkennen, und haben auch die zwi-
schenzeitlich erfolgten Regeländerungen ange-
nommen bzw. umgesetzt. Die voestalpine AG  
bekennt sich somit zur Einhaltung des Österrei-
chischen Corporate Governance-Kodex in der 
geltenden Fassung.

Im Geschäftsjahr 2022/23 wurden neben den 
verbindlich einzuhaltenden „L-Regeln“ mit einer 
Ausnahme (= Abweichung zur C-Regel 39) auch 
sämtliche „C-Regeln“ und „R-Regeln“ des Kodex 
von der voestalpine AG eingehalten.1

1	Im Corporate Governance-Kodex sind folgende Regeln vorgesehen: „L-Regeln“ (= Legal), das sind gesetzlich vorgeschriebene  
	 Maßnahmen; „C-Regeln“ (Comply or Explain), deren Nichteinhaltung begründet werden muss; „R-Regeln“ (Recommendations),  
	 das sind Empfehlungen.
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Der Österreichische Corporate Governance- 
Kodex legt fest, dass das Nichteinhalten seiner 
so genannten C-Regeln (Comply or Explain) zu 
erklären und zu begründen ist. Die voestalpine 
AG verhält sich durch die Erläuterung folgender 
Abweichung somit kodexkonform:

Regel 39:
Gemäß C-Regel 39 soll die Mehrheit der Mit
glieder von Ausschüssen die vom Aufsichtsrat  
gemäß C-Regel 53 festgelegten Unabhängig-
keitskriterien erfüllen. Der Präsidial- und Ver
gütungsausschuss besteht neben einer:einem 
Arbeitnehmervertreter:in aus zwei von der Haupt-
versammlung gewählten Mitgliedern. Mit seiner 
Wahl zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates der 
voestalpine AG mit Wirkung zum 1. April 2022 hat 
Dr. Wolfgang Eder gemäß Geschäftsordnung  
des Aufsichtsrates auch den Vorsitz des Präsidial
ausschusses, welcher zugleich Nominierungsaus-

schuss ist, und des Vergütungsausschusses über-
nommen. Dr. Wolfgang Eder erfüllt aufgrund 
seiner ehemaligen Funktion als Vorsitzender des 
Vorstandes der voestalpine AG bis zum 3. Juli 
2019 ein gemäß Regel 53 des Kodex vom Auf-
sichtsrat für die Unabhängigkeit festgelegtes 
Kriterium nicht. Angesichts dieser Besetzung wird 
in diesen beiden Ausschüssen daher von der  
Regel 39 des Kodex abgewichen, da in diesen 
nicht die Mehrheit der von der Hauptversamm-
lung gewählten Mitglieder gemäß der vom Auf-
sichtsrat für die Unabhängigkeit festgelegten  
Kriterien unabhängig ist. Mit der Wahl zum Vor-
sitzenden des Aufsichtsrates und damit verbun-
den auch in den Vorsitz des Präsidial- und Vergü-
tungsausschusses vertraut der Aufsichtsrat im 
Interesse der Gesellschaft bei diesen Kernaufga-
ben auf die langjährige Industrie- und Manage-
menterfahrung von Dr. Wolfgang Eder und des-
sen Kenntnis des Konzerns.
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1	Als wesentliche Tochterunternehmen sind in diesem Bericht die Divisionsleitgesellschaften sowie  
	 Tochterunternehmen des voestalpine-Konzerns mit einem Umsatz von mehr als 200 Mio. EUR angeführt.

ZUSAMMENSETZUNG DES VORSTANDES

 
»	Dipl.-Ing. Herbert Eibensteiner 

Vorsitzender des Vorstandes  
geboren 1963; Mitglied des 
Vorstandes seit 01.04.2012; 
Vorsitzender des Vorstandes  
seit 03.07.2019; 
Ende der laufenden Funktions
periode: 31.03.2024

Zugeordnete Konzernfunktionen:
Konzernentwicklung; F&E- und Innovationsstrategie; Strategisches Personal-
management; Konzernkommunikation und Marktauftritt; Compliance; 
Recht; M&A; Strategisches Umweltmanagement; Investor Relations;  
Information Competence Center (Trade & Statistics); Revision 

Funktionen in wesentlichen Tochterunternehmen1 des voestalpine-Konzerns:
voestalpine Stahl GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine High Performance Metals GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates;  
voestalpine Metal Engineering GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Metal Forming GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates

 
»	Dipl.-Ing. Dr. Franz Kainersdorfer

Leitung der Metal Engineering 
Division  
geboren 1967; Mitglied des 
Vorstandes seit 01.07.2011;  
Ende der laufenden Funktions
periode: 31.03.2024; Mitglied  
des Aufsichtsrates der VA Erzberg 
GmbH, Eisenerz, Österreich

Zugeordnete Konzernfunktion: 
Langfristige Energieversorgung des Konzerns

Funktionen in wesentlichen Tochterunternehmen1 des voestalpine-Konzerns:
voestalpine Metal Engineering GmbH, Vorsitzender der Geschäftsführung;  
voestalpine Stahl GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine High Performance Metals GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates;
voestalpine Metal Forming GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine Stahl Donawitz GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Rail Technology GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Tubulars GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Rohstoffbeschaffungs GmbH, Stv. Vorsitzender des Beirates; 
voestalpine Wire Rod Austria GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates

 
»	Mag. Dipl.-Ing. Robert Ottel, MBA 

Leitung des Ressorts Finanzen 
geboren 1967; Mitglied des 
Vorstandes seit 01.04.2004;  
Ende der laufenden Funktions
periode: 31.03.2024; Mitglied  
des Aufsichtsrates der Wiener 
Börse AG, Wien, Österreich

Zugeordnete Konzernfunktionen: 
Bilanzen; Controlling einschließlich Beteiligungscontrolling;  
Konzern-Treasury; Steuern; Managementinformationssysteme;  
Risikomanagement; Informationstechnologie 

Funktionen in wesentlichen Tochterunternehmen1 des voestalpine-Konzerns:
voestalpine Stahl GmbH, Stv. Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine High Performance Metals GmbH,  
Stv. Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Metal Engineering GmbH, Stv. Vorsitzender des Aufsichtsrates;
voestalpine Metal Forming GmbH, Stv. Vorsitzender des Aufsichtsrates
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»	Dipl.-Ing. Franz Rotter 

Leitung der High Performance 
Metals Division  
geboren 1957; Mitglied des 
Vorstandes seit 01.01.2011;  
Ende der laufenden Funktions
periode: 31.03.2024

Zugeordnete Konzernfunktion: 
health & safety

Funktionen in wesentlichen Tochterunternehmen1 des voestalpine-Konzerns:
voestalpine High Performance Metals GmbH,  
Vorsitzender der Geschäftsführung;
voestalpine Stahl GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates;
voestalpine Metal Engineering GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine Metal Forming GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine BÖHLER Edelstahl GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
Buderus Edelstahl GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
Uddeholms AB, Mitglied des Verwaltungsrates; 
voestalpine High Performance Metals Deutschland GmbH,  
Mitglied des Beirates; 
Villares Metals S.A., Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine BÖHLER Aerospace GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine High Performance Metals Pacific Pte. Ltd.,  
Mitglied des Board of Directors

»	Dipl.-Ing. Dr. Peter Schwab, MBA 

Leitung der Metal Forming 
Division  
geboren 1964; Mitglied des 
Vorstandes seit 01.10.2014;  
Ende der laufenden Funktions
periode: 31.03.2024;  
Vorsitzender des Aufsichtsrates 
der AIT Austrian Institute of 
Technology GmbH, Wien,  
Österreich 

Zugeordnete Konzernfunktion: 
Beschaffungsstrategie

Funktionen in wesentlichen Tochterunternehmen1 des voestalpine-Konzerns:
voestalpine Metal Forming GmbH, Vorsitzender der Geschäftsführung;
voestalpine Stahl GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates;
voestalpine High Performance Metals GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates;
voestalpine Metal Engineering GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates;
voestalpine Automotive Components Cartersville LLC,  
Mitglied des Board of Managers;
voestalpine Automotive Components Dettingen GmbH & Co KG,  
Vorsitzender des Beirates;
voestalpine Automotive Components Schwäbisch Gmünd GmbH  
& Co KG, Vorsitzender des Beirates;
voestalpine Krems GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates;
voestalpine Sadef nv, Vorsitzender des Verwaltungsrates;
voestalpine Precision Strip GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Automotive Components Bunschoten B.V.,  
Vorsitzender des Aufsichtsrates;
Nedcon B.V., Mitglied des Aufsichtsrates 

 
»	Dipl.-Ing. Hubert Zajicek, MBA 

Leitung der Steel Division  
geboren 1968; Mitglied des 
Vorstandes seit 04.07.2019;  
Ende der laufenden Funktions
periode: 31.03.2024; Mitglied  
des Board of Directors der 
ArcelorMittal Texas HBI Holdings 
LLC, Portland, Texas, USA

Zugeordnete Konzernfunktion: 
Rohstoffe

Funktionen in wesentlichen Tochterunternehmen1 des voestalpine-Konzerns:
voestalpine Stahl GmbH, Vorsitzender der Geschäftsführung;
voestalpine High Performance Metals GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine Metal Engineering GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine Metal Forming GmbH, Mitglied des Aufsichtsrates; 
voestalpine Grobblech GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
voestalpine Steel & Service Center GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates; 
Logistik Service GmbH, Vorsitzender des Aufsichtsrates;
voestalpine Rohstoffbeschaffungs GmbH, Vorsitzender des Beirates 

1	Als wesentliche Tochterunternehmen sind in diesem Bericht die Divisionsleitgesellschaften sowie  
	 Tochterunternehmen des voestalpine-Konzerns mit einem Umsatz von mehr als 200 Mio. EUR angeführt.
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ZUSAMMENSETZUNG DES AUFSICHTSRATES

»	Dr. Wolfgang Eder 
	 geboren 1952

Vorsitzender des Aufsichtsrates (seit 01.04.2022)  
Erstbestellung: 03.07.2019 
Ehemaliger Vorstandsvorsitzender der voestalpine AG, Linz, Österreich; 
Vorsitzender des Aufsichtsrates der Infineon Technologies AG,  
Deutschland, Neubiberg/München (bis 16.02.2023);
Vorsitzender des Aufsichtsrates der Mayr-Melnhof Karton AG,  
Österreich, Wien (ab 26.04.2023)

»	Dr. Heinrich Schaller 
	 geboren 1959

Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates (seit 04.07.2012)  
Erstbestellung: 04.07.2012
Generaldirektor der Raiffeisenlandesbank Oberösterreich AG, Linz, 
Österreich; 
2. Stellvertreter des Vorsitzenden des Aufsichtsrates  
der Raiffeisen Bank International AG, Wien, Österreich; 
2. Stellvertreter des Vorsitzenden des Aufsichtsrates der AMAG Austria 
Metall AG, Braunau-Ranshofen, Österreich

»	KR Dr. Franz Gasselsberger, MBA
	 geboren 1959

Mitglied des Aufsichtsrates  
Vorsitzender des Prüfungsausschusses (seit 03.07.2019)  
Erstbestellung: 01.07.2004
Generaldirektor der Oberbank AG, Linz, Österreich; 
Mitglied des Aufsichtsrates der Bank für Tirol und Vorarlberg  
Aktiengesellschaft, Innsbruck, Österreich; 
Mitglied des Aufsichtsrates der BKS Bank AG, Klagenfurt, Österreich; 
Mitglied des Aufsichtsrates der Lenzing AG, Lenzing, Österreich 

»	Mag. Ingrid Jörg 
	 geboren 1969

Mitglied des Aufsichtsrates  
Erstbestellung: 03.07.2019
Präsidentin Aerospace and Transportation,  
Constellium Switzerland AG, Zürich, Schweiz

»	Dr. Florian Khol 
	 geboren 1971

Mitglied des Aufsichtsrates  
Erstbestellung: 03.07.2019
Rechtsanwalt, Partner bei Binder Grösswang Rechtsanwälte GmbH, 
Wien, Österreich

»	Mag. Maria Kubitschek 
	 geboren 1962

Mitglied des Aufsichtsrates  
Erstbestellung: 03.07.2019
Ehemalige stellvertretende Direktorin der Bundesarbeiterkammer/
Arbeiterkammer Wien, Wien, Österreich

»	Prof. Elisabeth Stadler 
	 geboren 1961

Mitglied des Aufsichtsrates  
Erstbestellung: 03.07.2019
Vorsitzende des Vorstandes der Vienna Insurance Group AG  
Wiener Versicherung Gruppe, Wien, Österreich;
Vorsitzende des Aufsichtsrates der Österreichische Post  
Aktiengesellschaft, Wien, Österreich (ab 20.04.2023);
Mitglied des Aufsichtsrates der OMV Aktiengesellschaft, Wien, Österreich

»	Dr. Joachim Lemppenau †
	 geboren 1942 
	 verstorben am  
	 27.09.20221

Mitglied des Aufsichtsrates 
Vorsitzender des Aufsichtsrates (bis 31.03.2022)  
Erstbestellung: 07.07.1999
Ehemaliger Vorstandsvorsitzender der  
Volksfürsorge Versicherungsgruppe, Hamburg, Deutschland

1	Der Aufsichtsrat hat beschlossen das aufgrund des Ablebens von Dr. Lemppenau vakante Aufsichtsratsmandat  
	 bis zum Ende der Funktionsperiode in der Hauptversammlung 2024 nicht nachzubesetzen.
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VERGÜTUNGSBERICHT  
FÜR VORSTAND  
UND AUFSICHTSRAT

Die Berichterstattung über die Vergütung der Mit-
glieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates für 
das Geschäftsjahr 2022/23 erfolgt im Rahmen 
des gemäß § 78c und § 98a AktG zu erstellenden 
Vergütungsberichts. Der Vergütungsbericht wird 
der Hauptversammlung am 5. Juli 2023 zur Be-
schlussfassung vorgelegt und im Anschluss auf 
der Website der Gesellschaft veröffentlicht. Eine 
gesonderte Berichterstattung über die Vergütung 
im Konsolidierten Corporate Governance-Bericht 
findet nicht statt.

ANGABEN ZUR UNABHÄNGIG-
KEIT DER AUFSICHTSRATS
MITGLIEDER 

Gemäß Regel 53 des Corporate Governance-  
Kodex soll die Mehrheit der von der Hauptver-
sammlung gewählten Mitglieder des Aufsichts

rates von der Gesellschaft und deren Vorstand 
unabhängig sein. Der Aufsichtsrat hat Kriterien 
für die Unabhängigkeit festzulegen und zu ver-
öffentlichen (siehe www.voestalpine.com »  
Investoren » Corporate Governance). 

Auf der Grundlage der vom Aufsichtsrat fest
gelegten Kriterien haben sieben von acht von  
der Hauptversammlung gewählte Mitglieder  
des Aufsichtsrates bestätigt, dass sie sich als 
unabhängig betrachten. Das Aufsichtsratsmit-
glied Dr. Wolfgang Eder hat in seiner Bestätigung 
darauf hingewiesen, dass er aufgrund seiner 
Funktion als Vorsitzender des Vorstandes der  
voestalpine AG bis zum 3. Juli 2019 ein vom  
Aufsichtsrat für die Unabhängigkeit festgeleg
tes Kriterium nicht erfüllt. Mit Ausnahme von  
Dr. Heinrich Schaller, der den Anteilseigner Raiff-
eisenlandesbank Oberösterreich Invest GmbH  
& Co OG vertritt, und Mag. Maria Kubitschek,  
die die voestalpine Mitarbeiterbeteiligung Privat-
stiftung vertritt, sind sämtliche von der Hauptver-
sammlung gewählten Mitglieder des Aufsichts
rates solche Mitglieder, die nicht Anteilseigner:innen 

 
Vom Betriebsrat entsandt:
»	Josef Gritz 
	 geboren 1959

Mitglied des Aufsichtsrates
Erstentsendung: 01.01.2000
Vorsitzender des Arbeiterbetriebsrates  
der voestalpine Stahl Donawitz GmbH, Donawitz, Österreich

»	Sandra Fritz
	 geboren 1977

Mitglied des Aufsichtsrates  
Erstentsendung: 15.06.2019
Mitglied des Angestelltenbetriebsrates  
der voestalpine AG, Linz, Österreich 

»	Hans-Karl Schaller 
	 geboren 1960

Mitglied des Aufsichtsrates
Erstentsendung: 01.09.2005
Vorsitzender des Konzernbetriebsrates  
der voestalpine AG, Linz, Österreich;  
Vorsitzender des Europäischen Betriebsrates  
der voestalpine AG, Linz, Österreich

»	Gerhard Scheidreiter 
	 geboren 1964

Mitglied des Aufsichtsrates
Erstentsendung: 01.01.2012
Vorsitzender des Arbeiterbetriebsrates der  
voestalpine BÖHLER Edelstahl GmbH & Co KG, Kapfenberg, Österreich

Sämtliche Aufsichtsratsmandate der Kapitalvertreter:innen enden mit Beendigung der Hauptversammlung der 
voestalpine AG, die über das Geschäftsjahr 2023/24 beschließt. 
Kein Mitglied des Aufsichtsrates hat im abgelaufenen Geschäftsjahr bei mehr als der Hälfte der Sitzungen des 
Aufsichtsrates gefehlt.
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mit einer Beteiligung von mehr als 10 % sind oder 
Interessen solcher Anteilseigner:innen vertreten 
(Regel 54).

Die Kanzlei Binder Grösswang Rechtsanwälte 
GmbH, bei der das Aufsichtsratsmitglied Dr. Florian 
Khol als Partner tätig ist, erbrachte als Rechtsbe
rater:in der voestalpine AG sowie ihrer Tochter
gesellschaften im Geschäftsjahr 2022/23 Bera-
tungsleistungen insbesondere im Zusammenhang 
mit gesellschafts-, kapitalmarkt- und zivilrecht
lichen Themen. Die Abrechnung dieser Mandate 
erfolgte zu marktüblichen Konditionen. Das Ge-
samtvolumen der im Geschäftsjahr 2022/23 für 
die Kanzlei Binder Grösswang Rechtsanwälte 
GmbH angefallenen Honorare betrug netto 
32.237,67 EUR (2021/22: 19.237 EUR). Das Auf-
sichtsratsmitglied Prof. Elisabeth Stadler ist Vor-
sitzende des Vorstandes der Vienna Insurance 
Group AG Wiener Versicherung Gruppe (VIG). Mit 
der VIG bestehen Versicherungsverträge des 
voestalpine-Konzerns im Wesentlichen für die 
Sparten Sach-/Betriebsunterbrechung, Betriebs-
haftpflicht und Transport zu markt- und branchen-
üblichen Konditionen. Der Anteil der VIG am 
Prämienaufkommen für voestalpine-Konzern-
versicherungsprogramme betrug für das Ge-
schäftsjahr 2022/23 rund 33,8 % (2021/22: rund 
35,5 %).

AUSSCHÜSSE  
DES AUFSICHTSRATES 

Der Aufsichtsrat ist durch die Satzung befugt,  
aus seiner Mitte Ausschüsse zu bilden und deren 
Aufgaben und Rechte festzulegen. Den Ausschüs-
sen kann auch das Recht zur Entscheidung über-
tragen werden. Die Arbeitnehmervertreter:innen 
im Aufsichtsrat haben das Recht, für Ausschüsse 
des Aufsichtsrates Mitglieder mit Sitz und Stimme 
nach dem in § 110 Abs. 1 ArbVG festgelegten 
Verhältnis namhaft zu machen. Folgende Aus-
schüsse des Aufsichtsrates sind eingerichtet:

PRÄSIDIALAUSSCHUSS
Der Präsidialausschuss ist gleichzeitig Nominie-
rungsausschuss im Sinne des Corporate Gover-
nance-Kodex. Dem Präsidialausschuss gehören 
die:der Vorsitzende des Aufsichtsrates und 
deren:dessen Stellvertreter:innen an. Mit Aus
nahme von Angelegenheiten, die die Beziehun-
gen zwischen der Gesellschaft und den Mitgliedern 
des Vorstandes betreffen, gehören ihm entspre-
chend dem Verhältnis gemäß § 110 Abs. 1 ArbVG 
auch ein bis zwei Arbeitnehmervertreter:innen an.

Der Präsidialausschuss ist für den Abschluss, die 
Änderung oder die Auflösung von Dienstverträ-
gen mit den Vorstandsmitgliedern sowie für alle 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Ab-
wicklung von Aktienoptionsplänen für Vorstands-
mitglieder zuständig. Als Nominierungsausschuss 
unterbreitet er dem Aufsichtsrat Vorschläge zur 
Besetzung frei werdender Mandate im Vorstand 
und im Aufsichtsrat. Der Präsidialausschuss hat 
das Recht, in dringenden Fällen Entscheidungen 
zu treffen.

Mitglieder des Präsidialausschusses  
des Aufsichtsrates: 
»	Dr. Wolfgang Eder (Vorsitzender)
»	Dr. Heinrich Schaller 
»	Hans-Karl Schaller 

PRÜFUNGSAUSSCHUSS
Dem Prüfungsausschuss obliegen die Aufgaben 
gemäß § 92 Abs. 4a AktG sowie Regel 40 des  
Corporate Governance-Kodex. Er ist somit für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, 
die Überwachung der Unabhängigkeit und Tätig
keit der Abschlussprüferin bzw. des Abschluss
prüfers, die Prüfung und Vorbereitung der Fest-
stellung des Jahresabschlusses sowie die Prüfung 
des Vorschlags für die Gewinnverteilung, des  
Lageberichtes und des Konsolidierten Corporate 
Governance-Berichtes und die Genehmigung von 
Nicht-Prüfungsleistungen zuständig. Er hat auch 
die Konzernrechnungslegung zu überwachen, 
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den Konzernabschluss zu prüfen sowie einen Vor-
schlag für die Auswahl der Abschlussprüferin bzw. 
des Abschlussprüfers zu erstatten. Darüber hinaus 
hat der Prüfungsausschuss die Wirksamkeit des 
unternehmensweiten Internen Kontrollsystems, 
des Internen Revisionssystems und des Risiko
managementsystems zu überwachen und dem 
Aufsichtsrat über seine Prüfungsergebnisse zu 
berichten.

Mitglieder des Prüfungsausschusses  
des Aufsichtsrates:
»	KR Dr. Franz Gasselsberger, MBA (Vorsitzender)
»	Dr. Wolfgang Eder 
»	Dr. Joachim Lemppenau †  
	 (verstorben am 27. September 2022)
»	Dr. Heinrich Schaller
»	Hans-Karl Schaller
»	Josef Gritz

VERGÜTUNGSAUSSCHUSS 
Der Vergütungsausschuss besteht aus mindestens 
zwei Kapitalvertreter:innen, darunter die:der Auf-
sichtsratsvorsitzende. Der Vergütungsausschuss 
erarbeitet Vorschläge für die Vergütungspolitik 
der Mitglieder des Vorstandes und überwacht die 
Einhaltung der Vergütungspolitik in den Anstel-
lungsverträgen der Mitglieder des Vorstandes.

Mitglieder des Vergütungsausschusses  
des Aufsichtsrates:
»	Dr. Wolfgang Eder (Vorsitzender)
»	Dr. Heinrich Schaller 
»	Hans-Karl Schaller 

Mit Ausnahme des Präsidial- und Vergütungs
ausschusses hat im Geschäftsjahr 2022/23 in 
sämtlichen Ausschüssen des Aufsichtsrates die 
Mehrheit der Mitglieder die Kriterien für die Un
abhängigkeit gemäß Regel 53 des Corporate 
Governance-Kodex erfüllt. Der Präsidial- und 
Vergütungsausschuss besteht neben einer:einem 
Arbeitnehmervertreter:in aus zwei von der Haupt-
versammlung gewählten Mitgliedern. Mit seiner 

Wahl zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates der 
voestalpine AG mit Wirkung zum 1. April 2022  
hat Dr. Wolfgang Eder gemäß Geschäftsordnung 
des Aufsichtsrates auch den Vorsitz des Präsidial
ausschusses, welcher zugleich Nominierungsaus-
schuss ist, und des Vergütungsausschusses über-
nommen. Dr. Wolfgang Eder erfüllt aufgrund 
seiner ehemaligen Funktion als Vorsitzender des 
Vorstandes der voestalpine AG bis zum 3. Juli 
2019 ein gemäß Regel 53 des Kodex vom Auf-
sichtsrat für die Unabhängigkeit festgelegtes 
Kriterium nicht. Angesichts dieser Besetzung wird 
in diesen beiden Ausschüssen daher von der 
Regel 39 des Kodex abgewichen, da in diesen 
nicht die Mehrheit der von der Hauptversamm-
lung gewählten Mitglieder gemäß der vom Auf-
sichtsrat für die Unabhängigkeit festgelegten  
Kriterien unabhängig ist. Mit der Wahl zum Vor-
sitzenden des Aufsichtsrates und damit verbun-
den auch in den Vorsitz des Präsidial- und Ver
gütungsausschusses vertraut der Aufsichtsrat im 
Interesse der Gesellschaft bei diesen Kernaufga-
ben auf die langjährige Industrie- und Manage-
menterfahrung und die Kenntnis des Konzerns 
von Dr. Wolfgang Eder. 

ANZAHL UND WESENTLICHE  
INHALTE DER AUFSICHTSRATS- 
UND AUSSCHUSSSITZUNGEN  
IM GESCHÄFTSJAHR 2022/23

Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr 2022/23 
die ihm nach Gesetz und Satzung zukommenden 
Aufgaben im Rahmen von sechs Plenarsitzungen, 
drei Sitzungen des Prüfungsausschusses und  
sechs Sitzungen des Präsidialausschusses wahrge
nommen.

In den Plenar- und Prüfungsausschusssitzungen 
hat der Vorstand über den Gang der Geschäfte 
und die Lage der Gesellschaft einschließlich der 
finanziellen Gebarung schriftlich und mündlich 
umfassend Auskunft gegeben. 
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In seinen Sitzungen befasste sich der Aufsichtsrat 
neben den laufenden Berichten über die aktuelle 
geschäftliche und finanzielle Situation der Unter-
nehmensgruppe vor allem mit den die Zukunft 
bestimmenden Themen Nachhaltigkeit, Innova-
tionen und Informationstechnologie. Den Schwer-
punkt bildete dabei im abgelaufenen Geschäfts-
jahr zweifelsfrei die Vorbereitung der ersten 
Schritte zur Dekarbonisierung der Stahlerzeugung 
an den Standorten in Linz und Donawitz. Hat der 
Aufsichtsrat bereits im März 2022 seine Zustim-
mung zu den Vorarbeiten für eine klimafreund
liche Stahlproduktion in Österreich erteilt, so ge-
nehmigte er im März dieses Jahres den nächsten 
Schritt: Mit einem Investitionsvolumen von rund 
1,5 Mrd. EUR soll als Ersatz von zwei der derzeit 
insgesamt fünf in Betrieb befindlichen Hochöfen 
je ein Elektrolichtbogenofen an den beiden Stand-
orten errichtet werden. Der unter „greentec steel“ 
entwickelte Plan sieht vor, dass die Anlagen- und 
Lieferantenentscheidung noch 2023 getroffen 
wird, der Bau 2024 startet und die Inbetriebnahme 
der beiden Aggregate 2027 erfolgt. Ab diesem 
Zeitpunkt können dann bis zu 30 % der heutigen 
CO2-Emissionen des Konzerns eingespart werden. 
Dies entspricht rd. 5 % der österreichweiten jähr-
lichen CO2-Emissionen, das Vorhaben ist damit 
Österreichs größtes singuläres Klimaschutzpro-
jekt. Langfristig strebt das Unternehmen eine  
CO2-neutrale Stahlproduktion an. Um dieses Ziel 
bis spätestens 2050 zu erreichen, forscht der Kon-
zern bereits an mehreren neuen Verfahren und 
investiert in Pilotprojekte, die alternative Wege in 
der Stahlerzeugung aufzeigen. Dazu zählen etwa 
Forschungsprojekte wie die Wasserstoffpilot
anlage H2FUTURE am Standort Linz zur Herstel-
lung und Nutzung von „grünem“ Wasserstoff im 
industriellen Maßstab sowie am Standort Dona-
witz die Versuchsanlagen zur CO2-neutralen Stahl-
erzeugung durch Direktreduktion von Erzen mit-
tels Wasserstoff. Weitere Forschungsprojekte 
widmen sich der Speicherung und Wiederverwen-
dung von nicht vermeidbaren Restemissionen.

Eine laufende Berichterstattung des Vorstandes 
erfolgte auch zu einem weiteren, sowohl unter  
Innovations- als auch Nachhaltigkeitsaspekten 
zentralen Konzernprojekt, dem Neubau des Edel-
stahlwerkes am Standort Kapfenberg, welches  
im Geschäftsjahr 2023/24 in Betrieb genommen 
wird.

Der Aufsichtsrat hat sich zudem mit den Themen 
Absicherung der langfristigen Rohstoff- und Ener-
gieversorgung des voestalpine-Konzerns unter 
besonderer Berücksichtigung von neuen Dekar-
bonisierungstechnologien sowie einem ganzheit-
lichen konzernalen Circular-Economy-Konzept 
zur Etablierung von erweiterten Materialkreis
läufen beschäftigt.

Der Präsidialausschuss befasste sich neben Ver-
gütungsfragen insbesondere mit dem Verfahren 
zur Besetzung des Vorstandes nach Auslaufen 
der aktuellen Funktionsperiode mit März 2024 
und mit Vorbereitungsmaßnahmen zur Neuwahl 
des Aufsichtsrates anlässlich der Hauptversamm-
lung 2024. 

Der Prüfungsausschuss beschäftigte sich in erster 
Linie mit der Vorbereitung und Prüfung des Kon-
zern- und Einzelabschlusses der voestalpine AG, 
der Unabhängigkeit der Abschlussprüferin bzw. 
des Abschlussprüfers sowie mit Themen – aber 
auch der Weiterentwicklung – des Internen Kon-
trollsystems, des Risikomanagementsystems und 
der Internen Revision. 

Die Abschlussprüferin, die Deloitte Audit Wirt-
schaftsprüfungs GmbH, hat an allen drei Prü-
fungsausschusssitzungen im Geschäftsjahr 
2022/23 teilgenommen und stand für Fragen  
und Diskussionen zur Verfügung.

In der Sitzung am 21. März 2023 führte der Auf-
sichtsrat zudem die gemäß Regel 36 des Corpo-
rate Governance-Kodex vorgesehene Selbstevalu
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ierung durch und behandelte ohne Beisein des 
Vorstandes anhand einer Frageliste die generelle 
Zusammenarbeit zwischen Vorstand und Auf-
sichtsrat, Qualität und Umfang der dem Aufsichts-
rat zur Verfügung gestellten Unterlagen sowie 
organisatorische Fragen.

WESENTLICHE GRUNDSÄTZE  
DER VERGÜTUNGSPOLITIK IM  
voestalpine-KONZERN 

Die Vergütung der Mitarbeiter:innen erfolgt durch 
marktkonforme Fixgehälter, teilweise ergänzt 
durch variable Vergütungen.

Die Höhe der Fixgehälter orientiert sich an der 
Tätigkeit, der Funktion und der Position sowie an 
der Erfahrung und dem Know-how der Mitarbei
ter:innen. Dabei werden – soweit vorhanden – 
entsprechende gesetzliche Bestimmungen und 
Vereinbarungen in Tarifverträgen oder betrieb
lichen Vereinbarungen eingehalten. Im Falle von 
ergänzenden variablen Vergütungen ist die Höhe 
dieses Vergütungsbestandteiles abhängig von 
der Erreichung vereinbarter Ziele. Dabei werden 
je nach Funktion der Mitarbeiter:innen sowohl 
qualitative als auch quantitative Ziele vereinbart. 
Die qualitativen Ziele werden üblicherweise für 
jeweils ein Geschäftsjahr, die quantitativen Ziele 
üblicherweise teils für jeweils ein Jahr und teils  
für jeweils einen Zeitraum von mindestens drei 
Jahren festgelegt.

Für Geschäftsführer:innen und leitende Angestellte 
des Konzerns in Österreich gibt es Vorgaben be-
treffend die Höhe der maximal zu erreichenden 
variablen Vergütung und der Gewichtung der 
Ziele. Für alle übrigen Mitarbeiter:innen werden 
die Vergütungspakete von den einzelnen Gesell-
schaften nach lokalen Gegebenheiten und Not-
wendigkeiten marktkonform festgelegt. Dabei 

sind verschiedene Vergütungselemente möglich, 
unter anderem auch nicht-monetäre Bestandteile:

»	Pensionspläne  
	 (z. B. in Österreich Pensionskasse)
»	Versicherungen  
	 (z. B. Unfallversicherung)
»	Essensvergünstigungen
»	Gutscheine

Für Geschäftsführer:innen und leitende Angestellte 
enthalten die Vergütungspakete jedenfalls eine 
variable Vergütung (Bonifikation), teilweise einen 
Pensionsplan und ein Dienstauto.

BESETZUNG VON VORSTAND 
UND AUFSICHTSRAT

Bei der Auswahl und Besetzung von Mitgliedern 
des Vorstandes dienen fachliche Eignung (das 
heißt das Vorhandensein der benötigten Kompe-
tenzen und Erfahrungen) und Persönlichkeits
merkmale (wie z. B. persönliche Integrität) als 
maßgebliche Entscheidungskriterien. Darüber 
hinaus werden auch das Alter und das Geschlecht 
in einen Entscheidungsprozess eingebunden. Ge-
gebenenfalls einzuholende unabhängige Ma-
nagement-Audits externer Berater:innen stellen 
sicher, dass objektive Beurteilungen für Entschei-
dungen herangezogen werden. Dem Vorstand 
der voestalpine AG gehört aktuell keine Frau an. 
Die Mitglieder des Vorstandes sind zwischen 54 
und 65 Jahren alt, verfügen über einen unter-
schiedlichen Bildungshintergrund überwiegend 
im technischen Bereich sowie über unterschied-
lichste Berufs- und internationale Management
erfahrung. Die Kapitalvertreter:innen im Auf
sichtsrat werden von der Hauptversammlung 
gemäß den geltenden rechtlichen Bestimmungen 
gewählt. Dem Aufsichtsrat gehören aktuell vier 
Frauen und eine nicht-österreichische Staats
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angehörige an. Die Kapitalvertreter:innen im Auf-
sichtsrat sind zwischen 52 und 71 Jahren alt und 
verfügen über unterschiedlichste fachliche Kom-
petenzen sowie Berufs- und Managementerfah-
rung.

MASSNAHMEN ZUR  
FÖRDERUNG VON FRAUEN

Der Anteil weiblicher Führungskräfte1 lag im Ge-
schäftsjahr 2022/23 bei 13,6 % und hat sich da-
mit gegenüber dem Vorjahr (12,9 %) leicht er
höht. Seit dem Geschäftsjahr 2013/14 ist eine 
Frau in eine Divisionsvorstandsposition berufen.

Im Rahmen der internen Führungskräfteentwick-
lung wird großer Wert darauf gelegt, den Anteil 
an weiblichen Teilnehmern weiter auszubauen. 
Aus diesem Grund wird darauf geachtet, dass 
Frauen auf jeder Ausbildungsstufe des Leader-
ship-Development-Programms („value:program“) 
vertreten sind. Durch eine konsequent umgesetzte 
Selbstverpflichtung zur verstärkten Nominierung 
von Frauen in allen Divisionen des Konzerns konnte 
der Anteil der Frauen an dem mehrstufigen Füh-
rungskräfteprogramm der voestalpine (Pre-Stage, 
Stage 1, Stage 2; gesamt 215 Teilnehmer:innen) 
im Geschäftsjahr 2022/23 auf beachtliche 23,3 % 
(Vorjahr 12,2 %) gehoben werden.

Insgesamt lag der Frauenanteil im voestalpine-
Konzern im Geschäftsjahr 2022/23 bei 15,7 % 
(Vorjahr: 15,4 %). Diese im Vergleich zu anderen 
Wirtschaftsbereichen nach wie vor niedrige Quote 
hat branchenspezifische, historische und kulturelle 
Hintergründe. Im öffentlichen Bewusstsein domi-
niert in Bezug auf einen Stahl- und Technologie-
konzern nach wie vor das Bild der Schwerindustrie 
und entsprechend schwierig stellt sich auch die 
Rekrutierung von Mitarbeiterinnen auf breiter 
Basis dar. Dennoch beträgt der Frauenanteil im 

voestalpine-Konzern bei den Bis-30-Jährigen im 
Angestelltenbereich inzwischen rund 39,3 %, bei 
den Arbeiter:innen liegt er allerdings trotz aller 
Bemühungen immer noch bei lediglich 9,7 %.

Explizite „Frauenquoten“ zur Besetzung von be-
stimmten Funktionen gibt es derzeit in keiner Kon-
zerngesellschaft, aber es besteht das generelle 
Bestreben, den Anteil von Frauen im Konzern auf 
allen Ebenen nachhaltig mit geeigneten Maß-
nahmen zu steigern. Dies umfasst eine Reihe von 
teilweise auch länderspezifischen Aktivitäten wie 
die Teilnahme am „Girls’ Day“, die spezifische För-
derung von Frauen in technischen Lehrberufen 
und/oder die verstärkte Einstellung von weiblichen 
Absolventen technischer Schulen und Universitä-
ten. Außerdem wird der Auf- und Ausbau von be-
trieblichen Kinderbetreuungseinrichtungen bzw. 
von Kooperationen mit externen Einrichtungen 
forciert. Derartige Einrichtungen bzw. Koopera
tionen bestehen z. B. an den österreichischen 
Werksstandorten Linz und Leoben/Donawitz. Er-
gänzt wird das Angebot um flexible Arbeits- und 
Schichtmodelle, verstärkte technische Trainings 
für Frauen, Aufqualifizierungen im Lehrlings- und 
Assistenzbereich, Mentorenprogramme, spezielle 
Gesundheitsprogramme, Gleichbehandlungs- 
und Diskriminierungsrichtlinien etc. Mittlerweile 
sind aufgrund dieser Bemühungen auch in tradi-
tionell männerdominierten technischen Unter-
nehmensbereichen Frauen in Führungspositionen 
tätig. Leitende Funktionen nehmen Frauen auch 
im Finanz-, Rechts-, Strategie-, Kommunikations- 
und Personalbereich in einer Reihe von Konzern-
unternehmen ein.

Im Rahmen des jährlichen Personalreportings wird 
zum Monitoring der Nachhaltigkeit aller Maßnah-
men der Frauenanteil bei Führungskräften nach 
Qualifikationen und in Ausbildungsprogrammen 
regelmäßig erhoben und analysiert.

1	Die Basis der Berechnung ist die Anzahl der Mitarbeiter:innen (Headcount).
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EXTERNE EVALUIERUNG DER  
EINHALTUNG DES CORPORATE 
GOVERNANCE-KODEX

Der Corporate Governance-Kodex sieht eine re-
gelmäßige externe Evaluierung der Einhaltung 
des Kodex durch das Unternehmen vor. Diese 
wurde im Zuge der Prüfung des Jahresabschlusses 
2022/23 durch die Abschlussprüferin des Kon-
zerns durchgeführt. Bei dieser Prüfung wurden 
keine Sachverhalte bekannt, die zu der Annahme 
veranlassen, dass dieser Konsolidierte Corporate 
Governance-Bericht 2022/23 der Gesellschaft  
in wesentlichen Belangen nicht mit dem Corpo-
rate Governance-Kodex übereinstimmt. Die Prü-
fung der Einhaltung der die Abschlussprüferin 

betreffenden „C-Regeln“ des Kodex (Regeln 77 
bis 83) erfolgte durch die Rechtsanwaltskanzlei  
WOLF THEISS Rechtsanwälte GmbH & Co KG.  
Diese Prüfung hat ergeben, dass die voestalpine 
AG die Regeln 77 bis 83 des Kodex, soweit es sich 
um C-Regeln handelt, im Geschäftsjahr 2022/23 
eingehalten hat.

Die Prüfberichte der externen Evaluierung sind 
auf der Website www.voestalpine.com einsehbar.

Linz, am 26. Mai 2023

Der Vorstand

Herbert Eibensteiner e. h. Franz Kainersdorfer e. h. Robert Ottel e. h.

Franz Rotter e. h. Peter Schwab e. h. Hubert Zajicek e. h.



 

 
 
 

Allgemeine 
Auftragsbedingungen 

für Wirtschaftstreuhandberufe 
(AAB 2018) 

 
 
Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018 
 
 

Präambel und Allgemeines 
 
(1)  Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über 
vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in 
Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische 
Tätigkeiten als auch die Besorgung oder Durchführung von 
Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien 
des Auftrages werden in Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen 
„Auftraggeber“ genannt). 
 
(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile: Die 
Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die 
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers 
(Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß 
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBl Nr.140 in 
der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit der II. Teil keine 
abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 
 
(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese 
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, 
zu ersetzen. 
 
 

I.TEIL 
 

1. Umfang und Ausführung des Auftrages 
 
(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der 
schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche 
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4): 
 
(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 
ausdrücklich anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen 

Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern.  
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren. 
 
(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu 
nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger 
Voraussetzungen sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden 
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen wahrgenommen 
worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche 
Beauftragung. 
 
(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 
 
(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei 
Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des 
Auftrages hinaus. 
 
(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen 
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter 
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer 
auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 
unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage. 
 
(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 
ausschließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches 
Recht ist  nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu 
berücksichtigen.  
 
(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der 
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder 
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich 
abgeschlossene Teile eines Auftrages. 
 
(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 
 
(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen 
elektronisch ein, so handelt er – mangels ausdrücklicher gegenteiliger 
Vereinbarung – lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 
einreichend Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder 
Wissenserklärung dar. 
 
(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet. 
 
 

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung 
 
(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer 
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des 
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 
werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben 
wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. 
Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst 
während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt werden. 
 
(2)  Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und 
übergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu 
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen 
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt 
dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er 
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu 
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu 
wahren. 
 
(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen 
im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 
schriftlich zu bestätigen.  
 
(4)  Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen 
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 
 
(5)  Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die 
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 
bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 
nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 
 
(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der  
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 
Gültigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen. 
 
 
 



 

3. Sicherung der Unabhängigkeit 
 
(1)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des 
Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser 
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf 
Anstellung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu 
übernehmen. 
 
(2)  Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür 
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch 
Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens von 
Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in 
einem allfälligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet 
und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch 
ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht 
jederzeit widerrufen. 
 
 

4. Berichterstattung und Kommunikation 
 
(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher 
Bericht zu erstatten.  
 
(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
Auskünfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt 
Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- und wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht 
Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 
dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung 
der beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 
 
(3)  (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 
Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 
Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) 
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für Schäden, die durch die 
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 
 
(4)  (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon – insbesondere in 
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail 
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation – nicht immer 
sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem 
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht 
(fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird 
im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische 
Übermittlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche 
ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 
Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. 
Kritische und wichtige Mitteilungen müssen daher per Post oder Kurier an 
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an 
Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 
 
(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition 
liegt. 
 
(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) 
übermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, 
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

 
 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 
 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, 
Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und 
dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) 
verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch 

mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten 
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.  
(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher 
Äußerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein 
Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 
nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 
 
(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 
 
 

6. Mängelbeseitigung 
 
(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich 
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als 
auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Dritte von der 
Änderung zu verständigen. 
 
(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw. – falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird – sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 
 
 (3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung 
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus 
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 
 
 

7. Haftung 
 
(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 
 
(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des 
Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in 
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. 
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt 
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 
beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des 
Auftragnehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- 
oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  
 
(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden 
Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab 
Eintritt des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis 
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen 
Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind.  
 
(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 
 
(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des 
Bestätigungsvermerkes zu laufen. 
 
(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag 
be- oder entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche 
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer 
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der 
Auswahl des Dritten. 
 
(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit 



 

ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise 
übernommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen 
jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine 
Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers 
hinausgehen. Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle 
Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers 
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter 
oder auch mehrere Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden 
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter 
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 
klaglos halten. 
 
(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers 
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten 
(Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den 
Substituten des Auftragnehmers. 
 
 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 
 
(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über 
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für 
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 
 
(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers 
(insbesondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden.  
 
(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, 
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 
 
(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im 
Sinne der Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im 
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten 
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem 
Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 
grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung 
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte 
übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer 
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon 
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation 
seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 
 
(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die 
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden 
Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber 
zu verrechnen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung 
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber 
Dritten diesen Dritten erteilt werden.  
 
 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“) 
 
(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu 
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer 
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 
 
(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch 
bestimmt sich nach Punkt 11. 
 
(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn 
auch nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, 
auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende 
eines Kalendermonats beendet werden. 
 
(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags – sind, soweit 
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erforderlichen 

Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.  
 
(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, 
üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. 
Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die 
über 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des 
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist 
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls 
ausdrücklich hinzuweisen. 
 
 

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

 
(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung 
des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des 
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen 
entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 11. 
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers 
begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der 
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 
 
(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 
 
 

11. Honoraranspruch 
 
(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes 
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, 
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall 
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner 
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 
 
(2)  Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte 
Entgelt für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird 
oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, 
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte 
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren. 
 
(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche 
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, 
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, 
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben 
gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 
 
(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch 
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) durch 
den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch 
für drei Monate. 
 
 

12. Honorar 
 
(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird 
jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene 
Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des 
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers 
immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 
 
(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine 
Viertelstunde. 
 
(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 
 
(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang 
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 
 
(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere 
Umstände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 
führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 



 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die 
Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im 
Folgenden (7) bis (9): 
 
(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 
Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 
 
(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 
 
(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und 
Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. 
anzusehen.  
 
(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche 
Erledigung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von 
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 
 
(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer 
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für 
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, 
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen 
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. 
Satz UGB festgelegten Höhe. 
 
(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter 
Rechnungslegung zu laufen. 
 
(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 
 
(14)  Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 
 
(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- 
und beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss 
von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, 
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. 
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 
für ein Auftragsjahr vereinbart. 
 
(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 
 
(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 
 
(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

 
(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 
 
 

13. Sonstiges 
 
(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das 
Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer 
grundsätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe 
seiner noch offenen Forderung. 
 
(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
der Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
nach Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die 
Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer 

Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist 
eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder 
untunlich, können diese ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. 
Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu. 
 
(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des 
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner 
Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den 
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber 
und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und für 
Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den 
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die 
er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. 
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt 
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes 
Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 
 
(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei 
Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach 
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstellen 
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt 
sinngemäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des 
Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren 
nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der 
Unterlagen.  
 
(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 
ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der 
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste.  
 
(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein 
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten 
Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag 
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden. 
 
 

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
 
(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter 
Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 
 
(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des 
Auftragnehmers. 
 
(3) Gerichtsstand ist – mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung – das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes. 

 

  



 

II. TEIL 
 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 
 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 
 
(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig 
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 
 
(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im 
Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht 
begrenzt. 
 
(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer 
bestimmten Frist) gilt nicht. 
 
(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom 
Auftragnehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er 
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das 
Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 
 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem 
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat, 

 
2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 

Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder  
 

3.  bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort 
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 
ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 
nicht übersteigt. 
 
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine 
Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem 
Auftragnehmer mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass 
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des 
Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche 
abgesendet wird. 
 
Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug 
um Zug 
 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt 
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom 
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen, 
 

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 
vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
 
Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 
 

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 
 
Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB 
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 
 
Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich erklärt ist. 
 
(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 
 
Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 
 
(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 
 
Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 
ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

(9)  Verträge über wiederkehrende Leistungen: 
 

(a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen 
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 
für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen 
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines 
halben Jahres kündigen. 

 
(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare 

Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung 
bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des 
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die 
Kündigungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

 
(c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten 

Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 
dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt 
gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und 
b) genannten abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen 
vereinbart werden. 

 
(d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht 

ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der 
Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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